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Kern: Baden-Württemberg kann sich bei der schulischen Integration von
Flüchtlingen keinen Mangelbetrieb leisten

Zur Forderung des Berufsschullehrerverbands nach einer besseren Personalausstattung der beruflichen
Schulen und nach verbesserten Rahmenbedingungen zur Gewinnung von Lehrkräften sagte der
bildungspolitische Sprecher der FDP-Landtagsfraktion, Dr. Timm Kern:

„Sowohl der amtierende SPD-Kultusminister als auch die Grünen und die CDU, die derzeit über eine
Regierungskoalition verhandeln, sind gut beraten, das Warnsignal des Berufsschullehrerverbands ernst
zu nehmen. Im Interesse unserer Gesellschaft und unserer Wirtschaft darf sich Baden-Württemberg bei
der schulischen Integration von Flüchtlingen keinen Mangelbetrieb leisten. Wir Freien Demokraten sehen
in den beruflichen Schulen den entscheidenden Transmissionsriemen für eine gelingende Integration
junger Flüchtlinge in Ausbildung und Beruf.

Die beruflichen Schulen müssen deshalb vor allem hinsichtlich der Personalausstattung gestärkt werden,
so dass sie neben ihren angestammten auch die hinzugekommenen Aufgaben weiterhin erfolgreich
meistern können. Die von der Landesregierung geplante Überführung der bisherigen
berufsvorbereitenden Integrationsklassen für Flüchtlinge in eine neue Form darf kein Sparmodell bei der
Lehrerversorgung werden. Außerdem müssen deutlich mehr Anstrengungen unternommen werden, um
Lehrerinnen und Lehrer für den Schuldienst in Baden-Württemberg zu halten beziehungsweise zu
gewinnen.

Trotz des in Teilen schon bestehenden Lehrkräftemangels stoßen die berechtigten Forderungen immer
wieder auf taube Ohren. Dabei wäre es eigentlich ein selbstverständliches Gebot der Stunde, die
Absenkung der Eingangsbesoldung in Höhe von acht Prozent rückgängig zu machen, die
Einstellungsverfahren und damit die Einstellungszusagen zeitlich vorzuziehen und den Schulen deutlich
mehr Stellen zur eigenständigen Besetzung zu überlassen.“


